13 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 9368.) Vertrag zwiſchen Preußen, Sachfen - Weimar - Eifenah, Sachſen - Meiningen, 
Sachſen⸗Altenburg, Sachfen-Codurg und Gotha, Schwarzburg-Sonders— 
hauſen, Schwarzburg-Rudolſtadt, Reuß älterer und Reuß jüngerer 
Linie wegen Fortdauer des Thüringiſchen Zoll- und Handelsvereins. Vom 
20. November 1889. 


N, bei dem Thüringiſchen Zoll- und Handelsvereine betheiligten Souveräne, 
von dem Wunſche geleitet, den Fortbeſtand dieſes Vereins zu erhalten und neu 
zu befeſtigen, haben zu dieſem Zwecke zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Wirklichen Geheimen Ober-Finanzrath und General- 
direktor der indirekten Steuern Hermann Schomer; 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachſen-Weimar— 
Eiſenach: 
Höchſtihren Geheimen Staatsrath Hermann Vollert und Höchſtihren 
Geheimen Finanzrath Julius Stollberg; 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen: 
Höchſtihren Staatsrath Rudolph Ziller; 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Altenburg: 
Höchſtihren Geheimen Rath Carl Theodor Sonnenkalb; 
Seine Hoheit der Herzog von Coburg und Gotha: 
Höchſtihren Regierungsrath Oscar Schenk; 
Seine Durchlaucht der Fürſt von Schwarzburg-Sondershauſen: 
a Höchſtihren Staatsrath Otto Drechsler; 
Seine Durchlaucht der Fürſt von Schwarzburg-Rudolſtadt: 
Höchſtihren Geheimen Staatsrath Dr. Albert v. Holleben; 
Seine Durchlaucht der Fürſt Reuß älterer Linie: 
* Geheimen Regierungsrath Bruno v. Geldern-Crispen— 
orf; 
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Seine Durchlaucht der Fürſt Reuß jüngerer Linie: 
Höchſtihren Staatsrath Walther Engelhardt, 
von welchen Bevollmächtigten unter dem Vorbehalte der Genehmigung folgender 
Vertrag abgeſchloſſen worden iſt: 
Artikel 1. 

Der Thüringiſche Zoll- und Handelsverein wird unter der Bezeichnung 
„Thüringiſcher Zoll- und Steuerverein“ vom 1. April 1890 ab auf drei Jahre, 
alſo bis zum 1. April 1893, unter den gegenwärtig an demſelben theilnehmenden 
Vereinsgliedern fortgeſetzt. 

Für dieſen Zeitraum bleiben der Vertrag wegen Errichtung des gedachten 
Vereins vom 10. Mai 1833 und die Verträge wegen Fortdauer des Thüringiſchen 
Zoll⸗ und Handelsvereins vom 26. November 1852 und vom 27. Juni 1864 
mit allen dazu getroffenen oder darauf bezüglichen beſonderen Vereinbarungen, 
wie dieſe Verträge und Vereinbarungen zur Zeit noch beſtehen, und ſoweit ſie 
nicht durch die Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrags geändert werden, 


in Kraft. 
Artikel 2. 

Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Reichsſteuern erfolgt im 
Thüringiſchen Zoll- und Steuervereine unter der Leitung einer den oberſten 
Landes-Finanzbehörden unterſtellten gemeinſamen Direktivbehörde in Erfurt mit der 
amtlichen Bezeichnung „Generaldirektor des Thüringiſchen Zoll- und Steuervereins “. 
Der Generaldirektor tritt an die Stelle des Generalinſpektors des Thüringiſchen 
Zoll⸗ und Handelsvereins, insbeſondere auch in Bezug auf die Befugniſſe und 
Dienſtaufgaben, welche nach Landesgeſetzen dem letzteren bisher überwieſen waren. 


Artikel 3. 

Dem Generaldirektor des Thüringiſchen Zoll- und Steuervereins ſind 
innerhalb des ihm beſtimmten Geſchäftsumfanges (vergl. Artikel 6) die Haupt⸗ 
ſteuerämter oder, ſoweit in einzelnen Vereinsſtaaten und Staatsgebieten die 
Hauptamts-Bezirksorganiſation nicht beſteht, die mit der Erhebung und Ver⸗ 
waltung der Zölle und Reichsſteuern befaßten Steuerſtellen unmittelbar unterſtellt. 
In jedem Staate oder Staatsgebiete, in welchem die Hauptamts-Bezirksorganiſation 
nicht eingeführt iſt, werden eine oder mehrere Steuerftellen als „Bezirksſteuerämter“ 
beauftragt, an Stelle von Hauptämtern (Artikel 20 Abſatz 2, 3 des Zollvertrages 
vom 8. Juli 1867) nach näherer Anweiſung und unter der beſonderen Kontrole 
des Generaldirektors hauptamtliche Geſchäfte wahrzunehmen. 


Artikel 4. 

Die obere Bezirkseintheilung des Vereinsgebietes (Artikel 3) und die ſich 
ihr anſchließende Abgrenzung der Dienſtbezirke der oberſten Aufſichtsbeamten 
(Bezirks⸗Steuerinſpektoren, beziehungsweiſe Hauptſteueramtsdirigenten) unterliegt der 
Vereinbarung unter den oberſten Finanzbehörden der Vereinsſtaaten als eine 
gemeinſame Angelegenheit des Thüringiſchen Zoll- und Steuervereins. 
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Dieſe Vereinbarung erſtreckt fich auch auf die Zahl und Vertheilung der 
übrigen oberen Aufſichtsbeamten (Oberkontroleure und Oberkontroleaſſiſtenten). 


Artikel 5. 


Die Oberkontrolebeamten aller Art, einſchließlich der Bezirks-Steuerinſpektoren 
beziehungsweiſe der Hauptamtsdirigenten, ſowie der Oberkontroleaſſiſtenten fungiren 
als Vereinsbeamte und werden als ſolche für den Verein in Eid und Pflicht 
genommen. 

Ihre Ernennung und Beſtallung erfolgt auf Vorſchlag oder nach Anhörung 
des Generaldirektors durch diejenige Regierung, in deren Gebiet nach der ver— 
einbarten Bezirkseintheilung (Artikel 4) der Beamte ſeinen Wohnſitz zu nehmen 
hat. Soweit es ſich um die Beſetzung von Oberkontrolebeamtenſtellen im Bereiche 
von Bezirks⸗Steuerinſpektionen handelt, die mehr als einen Bezirks⸗Steueramtsbezirk 
beziehungsweiſe Haupt⸗Steueramtsbezirk begreifen, iſt die Zuſtimmung der Re⸗ 
gierungen derjenigen Staaten erforderlich, in deren Gebieten der betreffende 
Beamte eine dienſtliche Wirkſamkeit auszuüben berufen iſt. 


Artikel 6. 


Durch beſondere Ordnungen wird nach Vereinbarung unter den oberſten 
Finanzbehörden der Vereinsſtaaten das Nähere beſtimmt über 
a) die Dienſtobliegenheiten und Befugniſſe der gemeinſamen Direktivbehörde 
(Artikel 2), ſowie über deren fonftige Verhältniſſe (Dienſtanweiſung des 
Generaldirektors des Thüringiſchen Zoll- und Steuervereins); 
b) die Dienſtverhältniſſe der Beamten des gemeinſamen Aufſichtsdienſtes 
(Artikel 4). 


Artikel 7. 


Der Aufwand für die gemeinſame Direktivbehörde (Artikel 2) und für den 
gemeinſamen Aufſichtsdienſt (Artikel 4) wird auf gemeinſchaftliche Rechnung be⸗ 
ſtritten. Es gehören dazu die Dienſtbezüge der betreffenden Beamten und ihrer 
Stellvertreter, die Wartegelder und Ruhegehalte, Wittwenpenſionen und Waiſen— 
gelder, Umzugskoſten, Reiſekoſten und Tagegelder, ſowie etwaige Remunerationen 
und Unterſtützungen. 

In Bezug auf die Gewährung von Umzugskoſten, von Wartegeldern und 
Ruhegehalten, von Gnadenkompetenzen der Hinterbliebenen verſtorbener Beamten 
und Penſionäre, ſowie von Wittwen- und Waiſengeldern gelangen die für die 
Reichsbeamten geltenden Beſtimmungen zur Anwendung. 

Unter den Vereinsregierungen wird ein Haushalts- Etat vereinbart, durch 
welchen beſtimmt wird, welcher Jahreshöchſtbetrag auf gemeinſchaftliche Rechnung 
verausgabt werden darf. 

Das Rechnungsjahr beginnt am 1. April des einen und endet am 31. März 
des folgenden Jahres. 
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Das Nähere über das bezüglich der Einnahmen und der Ausgaben des 
Vereins zu beobachtende Verfahren wird durch eine beſondere unter den oberſten 
Finanzbehörden der Vereinsſtaaten zu vereinbarende Ordnung beſtimmt werden. 


Artikel 8. 

Sämmtliche auf gemeinſchaftliche Rechnung beſoldete Beamte werden zur 
Verſteuerung ihres Dienſteinkommens nach den Steuergeſetzen desjenigen Vereins⸗ 
ſtaates, zu welchem ihr dienſtlicher Wohnſitz gehört, herangezogen. ie Steuern 
vom Dienſteinkommen fließen in die Vereinskaſſe. 

Dieſe Beſtimmungen finden entſprechende Anwendung auf die Verſteuerung 
der auf gemeinſchaftliche Rechnung gezahlten Ruhegehalte oder Wartegelder, ſowie 
der Wittwen- und Waiſengelder. N 

Artikel 9. 

Wenn es ſich um Beſtimmungen zur Ausführung dieſes Vertrages, ins⸗ 
beſondere um die zu vereinbarenden Ordnungen (Artikel 6 und 7), um ſonſtige 
Verwaltungsvorſchriften oder um Abänderungen des innerhalb der Grenzen des 
Haushalts-Etats (Artikel 7) von den oberſten Finanzbehörden aufzuſtellenden ſpe⸗ 
ziellen Etats (Kaſſen-Etats) handelt, fo iſt zur Faſſung gültiger Beſchlüſſe nur die 
Stimmenmehrheit erforderlich. 

Hierbei führt jede der Vereinsregierungen Eine Stimme. 


Artikel 10. 

Sofern der gegenwärtige Vertrag nicht ſpäteſtens ein Jahr vor deſſen Ab- 
laufe von einer oder der anderen der Hohen Vereinsregierungen gekündigt wird, 
ſoll derſelbe auf je ein weiteres Jahr als verlängert angeſehen werden. 

Artikel 11. 


Der gegenwärtige Vertrag ſoll den Vereinsregierungen ſofort zur Geneh⸗ 
migung vorgelegt und die Auswechſelung der Beſtätigungs-Urkunden ſpäteſtens am 
15. Februar 1890 in Berlin bewirkt werden. 


So geſchehen Berlin, am 20. November 1889. 
Schomer. Vollert. Stollberg. Ziller. Sonnenkalb. Schenk. 


(L. S.) (. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.) 
Drechsler. v. Holleben. v. Geldern-Crispendorf. Engelhardt. 


(L. 8.) (L. S.) | (. 8.) (L. S.) 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations-Urkunden hat am 15. Februar 1890 ftattgefunden. 


Schlußprotokoll. 


Gefchehen Berlin, den 20. November 1889. 


der die unterzeichneten Bevollmächtigten ſich heute vereinigten, um den 
zwiſchen ihren Hohen Kommittenten abgeſchloſſenen Vertrag wegen Fortdauer des 
Thüringiſchen Zoll- und Handelsvereins zu unterzeichnen, wurden noch folgende 
darauf bezügliche Abreden und Erklärungen in das gegenwärtige Protokoll 


niedergelegt. 
1. Zu Artikel 2. 


Soweit die Verwaltung einzelner Reichsſteuern dem Generalinſpektor 
des Thüringiſchen Zoll- und Handelsvereins zur Zeit noch nicht überwieſen iſt 
(Reichsſtempelabgaben, ſtatiſtiſche Gebühr), bleibt deren Uebertragung an den 
Generaldirektor vorbehalten. 


2. Zu Artikel 3 und 4. 


a. Für die obere Bezirkseintheilung des Vereinsgebiets und die Abgrenzung 
der Dienſtbezirke der oberſten Aufſichtsbeamten (Bezirks-Steuerinſpektoren beziehungs⸗ 
weiſe Hauptamtsdirigenten) ſowie für die Zahl und Vertheilung der übrigen 
oberen Aufſichtsbeamten ſoll bis auf Weiteres der anliegende Organiſationsplan 
/ maßgebend fein. 

b. Vom 1. April 1890 ab wird in den Königlich Preußiſchen Gebiets⸗ 
theilen des Thüringiſchen Vereins die volle Hauptamtsbezirks-Organiſation in 
Kraft treten. Es bleibt der Königlich Preußiſchen Regierung überlaſſen, hinſicht— 
lich der dienſtlichen Beziehungen des Hauptſteueramts zu Erfurt zu dem General 
direktor des Thüringiſchen Vereins daſelbſt und zum Provinzial⸗Steuerdirektor 
in Magdeburg das beſtehende Verhältniß zu belaſſen oder im Rahmen der 
Thüringiſchen Vereinsverträge zu ändern. Die Königlich Preußiſche Regierung 
iſt befugt, insbeſondere das Prozeßweſen nach den für Preußen ſonſt gültigen 
Beſtimmungen zu regeln. 

e. Im Herzogthum Sachſen-Altenburg und im Fürſtenthum Reuß 
jüngerer Linie werden ſpäteſtens vom 1. Januar 1891 an die Hauptſteuerämter 
in Altenburg beziehungsweiſe Gera diejenigen hauptamtlichen Befugniſſe und 
Geſchäfte ausüben, wie ſie im Reſſort des Generalinſpektors des Thüringiſchen 
Vereins in den Geſetzen und Ausführungsbeſtimmungen vorgeſehen ſind. Es 
bleibt beiden Regierungen überlaſſen, die volle Hauptamts⸗Organiſation auch 
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bezüglich des Beamten⸗Disziplinarweſens, des Kaffen- und Rechnungsweſens und 
des Prozeßweſens einzuführen. Die alsdann im Einvernehmen mit dem General⸗ 
direktor auszuarbeitende Inſtruktion für die gedachten Hauptämter wird den 
übrigen Vereinsregierungen zur Erklärung des Einverſtändniſſes mitgetheilt werden. 

d. In dem Großherzogthum Sachſen, in den Herzogthümern Sachſen⸗ 
Meiningen und Sachſen-Coburg-Gotha, in den Fürſtenthümern Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen, Schwarzburg-Rudolſtadt und Reuß älterer Linie, in denen 
eine Hauptamts⸗Organiſation nicht beſteht, iſt einſtweilen namentlich die Ueber- 
tragung folgender hauptamtlichen Geſchäfte an die Bezirks-Steuerämter in Aus 
ſicht genommen: 

Bearbeitung der Einnahmezuſammenſtellungen, 

Liquidation von Steuervergütungen und was damit zuſammenhängt 
(Branntweinſteuerberechtigungsſcheine u. |. w.) ; 

Formularweſen; 

Inventarienweſen (Brennerei-Inventarien und dergleichen)) 

Beſchaffung von Dienſtgegenſtänden, ſoweit der Generaldirektor nach 
feiner Dienſtanweiſung damit befaßt iſt oder beſonders beauf— 
tragt wird; 

Statiſtiken und beſondere ſtatiſtiſche oder ſonſtige Erhebungen, 

Regiſterreviſionsweſen. 

Der Generaldirektor kann weitere hauptamtliche Geſchäfte an die Bezirks⸗ 
Steuerämter übertragen; ausgenommen find allein diejenigen Fälle der haupt⸗ 
amtlichen Zuſtändigkeit, bei denen es ſich um einen Gefälleerlaß oder um eine 
Gefälleſtundung handelt. 

Von den in dieſer Beziehung getroffenen Verfügungen wird der General- 
direktor ſämmtlichen Vereinsregierungen Mittheilung machen. 

e. Man war darüber einverſtanden, daß die Regierungen von Sachſen⸗ 
Weimar, Sachſen-Meiningen, Sachſen-Coburg⸗Gotha, Schwarzburg ⸗Sonders⸗ 
hauſen, Schwarzburg⸗Rudolſtadt und Reuß älterer Linie den Bezirks⸗Steuer⸗ 
inſpektoren bezüglich des Prozeßweſens 

1) die Niederſchlagungs-Befugniß in dem Umfange ertheilen können, wie 

fie nach b und e den Hauptamtsdirigenten in Erfurt, Altenburg 

und Gera beigelegt werden kann, auch befugt ſind 

2) dahin Anordnung zu treffen, daß nur den Bezirks⸗Steuerämtern die 

Führung von Unterſuchungen, unter Mitwirkung der von ihnen zu 

requirirenden Steuerſtellen, obliegt, ſo daß auch die Anwendung des 

Submiſſionsverfahrens auf dieſe beſchränkt bleibt. 


3. Zu Artikel 5. 


a. Es bleibt den betheiligten Regierungen vorbehalten, ſich über eine alter- 
nirende Beſetzung von Beamtenſtellen in gemeinſchaftlichen Bezirks⸗Steuerinſpek⸗ 
tionsgebieten zu verſtändigen. 
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b. Man war darüber einverſtanden, daß auch über beabſichtigte Aende⸗ 
rungen in der Stellung der Oberkontrolebeamten (wie Verwandlung der wider 
ruflichen in eine unwiderrufliche), Verſetzungen und Beförderungen, Stellung auf 
Wartegeld oder Penſionirung, ferner über alle Veränderungen in ihren Dienſt⸗ 
bezügen, ſowie über die Gewährung von Remunerationen oder Unterſtützungen 
der Generaldirektor zuvor zu hören iſt. Bei Anſtellungen kann der General⸗ 
direktor ſein Gutachten über den in Ausſicht genommenen Beamten von einer 
vorgängigen Prüfung deſſelben abhängig machen. 

e. Derjenigen Regierung, welche die Anſtellung bewirkt hat, liegt auch 
die Fürſorge für die Vertretung auf Vorſchlag des Generaldirektors ob. 

d. Die Vereinsregierungen erkennen es in ihrer überwiegenden Mehrheit 
als wünſchenswerth an, daß die im Artikel 5 des Vertrages bezeichneten Beamten 
künftig die Stellung wirklicher Vereinsbeamten erhalten. Man behält ſich vor, 
bei den im Artikel 18 des Vertrages vom 10. Mai 1833 in Ausſicht genom⸗ 
menen Konferenzen auf den Gegenſtand zurückzukommen. 


4. Zu Artikel 6. 


a. Die Feſtſtellung einer Dienſtanweiſung für den Generaldirektor bleibt 
vorbehalten. Bis auf Weiteres iſt, ſoweit nicht durch den gegenwärtigen Vertrag 
etwas Anderes vereinbart iſt, für den Umfang ſeiner Dienſtobliegenheiten und 
Befugniſſe, ſowie für ſeine ſonſtigen dienſtlichen Verhältniſſe die Dienſtanweiſung 
für den Generalinſpektor des Thüringiſchen Zoll- und Handelsvereins (Artikel 17 
des Vertrages vom 10. Mai 1833), mit den ſpäter dazu getroffenen Abreden, 
maßgebend. f 

Man iſt jedoch ſchon jetzt übereingekommen, daß der Generaldirektor, 
unbeſchadet der Disziplinarbefugniſſe der Landesbehörde, befugt ſein ſoll, wider 
Beamte des gemeinſamen Aufſichtsdienſtes bei Pflichtwidrigkeiten, Verſäumniſſen 
und anderen Anläſſen zu Rügen im Wege der Dienſtunterſuchung auf einen 
Verweis und nach Umſtänden auf Geldſtrafe bis zu 30 Mark zu erkennen. 

Gegen ſolche Straferkenntniſſe iſt die Berufung an die oberſte Landes⸗Finanz⸗ 
behörde zuläſſig, was unter Benennung der letzteren im Straferkenntniſſe zu be⸗ 
merken iſt. 

b. Die auf gemeinſchaftliche Rechnung beſoldeten Aufſichtsbeamten unter⸗ 
ſtehen, ſoweit nicht durch den gegenwärtigen Vertrag und durch die zu verein— 
barende Dienſtordnung etwas Anderes beſtimmt iſt, oder aus der Natur ihres 
Dienſtverhältniſſes, insbeſondere ihrer allgemeinen dienſtlichen Unterſtellung unter 
die gemeinſame Direktivbehörde, nothwendig ſich Abweichungen ergeben, den über 
den Civilſtaatsdienſt geltenden Geſetzen ihres Anſtellungslandes. 


5. Zu Artikel 7. 


a. Man kam dahin überein, daß die gemeinſchaftlichen Ausgaben, ſoweit 
ſie nicht durch Rückeinnahmen (Einnahmen an Gebühren, die von Abgabepflichtigen 
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für Amtshandlungen von Ober-Kontrolebeamten zu entrichten find, ſowie an Ver⸗ 
waltungskoſtenbeiträgen von Privatintereſſenten, Erlös für verkaufte geldwerthe 
Formulare, alte Akten, Regiſter, Zeitungen u. ſ. w.) oder durch außerordentliche 
Einnahmen (z. B. Steuern der auf gemeinſchaftliche Rechnung beſoldeten Beamten) 
gedeckt werden, durch Ueberweiſung eines Theils der den Vereinsſtaaten für ihr 
Vereinsgebiet vom Reich gewährten Verwaltungskoſtenvergütungen beziehungsweiſe 
durch Beiträge nach dem Verhältniß der Bevölkerung aufzubringen ſind. 

Bis auf Weiteres ſollen der Gemeinſchaft von den Vereinsſtaaten zur 
Deckung der gemeinſchaftlichen Ausgaben zur Verfügung geſtellt werden: 


1) „Fünfzehn Prozent“ der Vergütungen für die Erhebung und Verwal⸗ 
tung der Materialſteuer und Verbrauchsabgabe für Zucker, ſowie der 
Uebergangsabgabe von Bier; 


2) „Fünfunddreißig Prozent“ der Vergütungen für die Erhebung und 
Verwaltung der Tabackſteuer, Maiſchbottich- und Branntweinmaterial⸗ 
ſteuer, Verbrauchsabgabe für Branntwein und Zuſchlag zu derſelben, 
Brauſteuer und Stempelſteuer für Spielkarten) 


ferner 


3) die dem Reich auf die Einnahme an Salzſteuer angerechneten Ver⸗ 
gütungen für Oberbeamte. 


Sollte das Reich einzelne der Vergütungen zu a 1 und 2 ſpäter auf Grund 
ſpezieller Liquidation der wirklichen Verwaltungskoſten gewähren, jo erhält der 
Thüringiſche Verein nur den auf die gemeinſchaftlichen Beamten fallenden Theil 
der betreffenden Vergütungen. 

Der durch Rückeinnahmen, außerordentliche Einnahmen und die Ueber⸗ 
weiſungen zu a 1, 2 und 3 nicht gedeckte Theil der gemeinſamen Verwaltungs⸗ 
koſten wird von den Vereinsſtaaten nach dem Verhältniß der Bevölkerung auf⸗ 

ebracht. 
8 Für den Fall, daß in einem Etatsjahre die Ueberweiſungen den Geſammt⸗ 
betrag der gemeinſamen Verwaltungskoſten überſteigen, findet eine Ermäßigung 


der Beiträge zu a 2 inſoweit ftatt, als fie eintreten kann, um die Zahlung von 


Beiträgen nach dem Verhältniß der Bevölkerung entbehrlich zu machen. 

b. Auf diejenigen vor dem 1. Januar 1885 bei der Generalinſpektion 
des Thüringiſchen Zoll- und Handelsvereins angeſtellten Beamten, welche ſich den 
im Jahre 1887 vereinbarten Penſionirungsvorſchriften noch nicht unterworfen 
haben oder nicht noch unterwerfen, finden die Beſtimmungen im $. 13 Ziffer 1 
des Erfurter Konferenzprotokolls vom 27. Mai 1846 und in dem dazu gehörigen 
Penſionsregulativ (lit. E) ferner Anwendung. Dagegen treten für die Wittwen 
und Waiſen dieſer Beamten die Beſtimmungen im F. 5 und F. 6 Abſatz 2 des 
zu $. 18 des Konferenzprotokolls vom 13. Oktober 1860 gehörigen Regulativs 
außer Wirkſamkeit. 


er 


Fr 


Die Penſionirung der übrigen Beamten der Generaldirektion und der 
Ober⸗Kontrolebeamten erfolgt bis zum Erlaß eines der Vereinbarung im Artikel 7 
Abſatz 2 des Vertrags entſprechenden Penſionsreglements nach den Penſionirungs⸗ 
vorſchriften vom Jahre 1887. 

Hat ein auf gemeinſchaftliche Rechnung zu übernehmender Beamter ſchon 


das 48. Lebensjahr zurückgelegt, fo iſt derſelbe ſpäter auf Rechnung desjenigen 


Staates zu penſioniren, welchem dieſe Verpflichtung zur Zeit der Uebernahme in 
den gemeinſchaftlichen Dienſt obgelegen haben würde. Doch ſoll dem betreffenden 
Staate die Penſionslaſt nur für dasjenige Gehalt zufallen, welches der Beamte 
bei ſeiner Uebernahme gehabt hat, während die Penſion für ein inzwiſchen er⸗ 
reichtes Mehrgehalt von der Gemeinſchaft zu tragen iſt. 

Wenn ein bei der erſten Beſetzung der Ober-Kontrolebeamtenſtellen auf ge⸗ 
meinſchaftliche Rechnung zu übernehmender Beamter bereits einen höheren Penſions⸗ 
anſpruch erworben hat, als ihm nach den für Reichsbeamte geltenden Beſtim⸗ 
mungen zuſtehen würde, jo hat die Gemeinſchaft dieſen höheren Anſpruch zu 
gewähren. 

c. Die Gemeinſchaft hat die Umzugskosten höchſtens bis zu dem Betrage 
zu übernehmen, welcher ſich bei Berechnung derſelben nach der weiteſten Entfernung 
im Thüringiſchen Vereinsgebiet ergiebt. 


6. Zu Artikel 8. 


In Betreff der nach Artikel 8 des Vertrages in die Vereinskaſſe fließenden 
Steuer beſteht Einverſtändniß darüber, daß der Vereinskaſſe diejenige Steuer voll 
zu überweiſen iſt, welche die auf gemeinſchaftliche Rechnung beſoldeten Beamten 
für das ihnen vom Verein gewährte Dienſteinkommen, wenn daſſelbe ihr Geſammt⸗ 
einkommen iſt, nach den Landesgeſetzen zu entrichten haben. Haben die Beamten 
außer dem vom Verein gewährten Dienſteinkommen noch ein anderweites Ein— 
kommen (aus Landesfonds, Nebenämtern oder Privatbeſitz) und werden fie in 
Folge deſſen höher beſteuert, ſo iſt der verhältnißmäßig auf den Betrag des Dienit- 
einkommens aus Vereinsfonds fallende Theil der von jedem Einzelnen zu entrich— 
tenden Staatsſteuer der Vereinskaſſe zu überweiſen. 

Dieſe Beſtimmung findet auf Wartegelder, Ruhegehalte, Wittwenpenſionen 
und Waiſengelder, welche auf gemeinſchaftliche Rechnung gezahlt werden, ſinn— 
gemäße Anwendung. 

Die Bevollmächtigten ſind übereingekommen, daß das gegenwärtige Proto— 
koll zugleich mit dem Vertrage den Hohen kontrahirenden Regierungen vorgelegt 
werden ſoll und daß im Falle der Genehmigung des Vertrages auch die im 
gegenwärtigen Protokoll enthaltenen Verabredungen als genehmigt angeſehen 
werden ſollen. 

Die ſämmtlichen Bevollmächtigten ertheilen ſich gegenſeitig die Zuſicherung, 
daß ihre Regierungen mit der Beſtätigung des Vertrages zugleich die im gegen— 
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wärtigen Protokoll enthaltenen Verabredungen, ohne weitere förmliche Ratifikation 
derſelben, als genehmigt anſehen und aufrecht erhalten werden. 

Der Vertrag wurde hierauf, der zur Zeiterſparniß getroffenen Verabredung 
gemäß, in Einem Exemplare, welches für den Geſammtverein im Königlich 
Preußiſchen Geheimen Staatsarchiv aufbewahrt werden ſoll, von den Bevollmäch⸗ 
tigten unterzeichnet und unterfiegelt, und ſollen die bereits vorbereiteten Abdrücke 
Preußiſcherſeits nach erfolgter Beglaubigung ſofort den Bevollmächtigten der übrigen 
Vereinsregierungen zugeſtellt werden. 

Nachdem endlich noch verabredet worden war, daß es den Hohen kontra⸗ 
hirenden Theilen überlaſſen bleibe, wie bereits früher in ähnlichen Fällen geſchehen, 
eine ſolche Form der Ratifikation zu wählen, wodurch der Gegenſtand der letzteren, 
ohne vollſtändige Einrückung der Vertragsartikel, hinlänglich genau bezeichnet wird, 
wurde auch gegenwärtiges Protokoll in Einem Exemplare nach geſchehener Ver⸗ 
leſung unterzeichnet und von dem Königlich Preußiſchen Bevollmächtigten, unter 
dem Vorbehalt der alsbaldigen Mittheilung beglaubigter Abdrücke an die übrigen 
Bevollmächtigten, nebſt dem Vertrage, behufs der weiteren Beförderung an das 
Königliche Geheime Staatsarchiv in Empfang genommen. 


G. w. o. 


Schomer. Vollert. Stollberg. Ziller. Sonnenkalb. Schenk. 
Drechsler. v. Holleben. v. Geldern-Crispendorf. Engelhardt. 


a 


Anlage zu Ziffer 2 des Schlußprotokolls vom 20. November 1889. 


Organiſationsplan 


fuͤr ſieben Bezirks⸗Steuerinſpektionen mit 


a) Hauptamtsbezirken in Preußen, Sachſen-Altenburg und Reuß 
jungerer Linie und 


b) Bezirks⸗Steuerämtern in den übrigen Staaten. 


Die Bezirke werden in nachſtehender Weiſe gebildet: 
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Preußen. Sachſen⸗Weimar. Sachſen⸗Meiningen. Sachſen⸗-Altenburg. 


A. Haupt 


1. Erfurt. 8. Altenburg. 
Stadt- und Landkreis Herzogthum 0 
Erfurt, Kreiſe Siegen- Sachſen⸗Altenburg. 


rück, Schleuſingen und 
Schmalkalden. B. Be zirks⸗ 
2. Weimar. 5. Meiningen. 


I. und II. Verwaltungs-] Kreiſe Meiningen, 

bezirk, ausſchließlich des Hildburghauſen und 
Amtsgerichtsbezirks Sonneberg. 

Allſtädt. 


3. Eiſenach. 6. Saalfeld. 


III. und IV. Verwal- Kreis Saalfeld, aus— 
tungsbezirk mit Ausſchluß ſchließlich der Amts⸗ 
des Vordergerichts Oft- gerichtsbezirke Kranich— 
heim (d. i. der Amts- | feld und Camburg. 
gerichtsbezirk Oſtheim 

ausſchließlich des Ortes 

Melpers). 


4. Weida. 7. Camburg. 


WoVerwaltungsbezirk. Amtsgerichtsbezirke 
Camburg und 
Kranichfeld 


Sadfen- Coburg | Schwarzburg⸗ Schwarzburg⸗ Reuß Reuß 
Gotha. Sondershauſen. Rudolſtadt. älterer Linie. jüngerer Linie. 
ämter. 
14. Gera. 


Fürſtenthum Reuß 
jüngerer Linie. 


Steuerämter. 


9. Gotha. 11. Arnſtadt. 12. Rudolſtadt. 13. Greiz. 


Herzogthum Oberherrſchaft Oberherrſchaft Fürſtenthum Reuß 
Sachſen⸗-Gotha, des Fürſtenthums des Fürſtenthums] älterer Linie. 


ausſchließlich Schwarzburg⸗ Schwarzburg— 
des früheren Amts-“ Sondershauſen. Rudolſtadt. 
bezirks Volkenroda. 


10. Coburg. 


Herzogthum 
Sachſen⸗Coburg, 
ausſchließlich 
des Amtsgerichts— 
bezirks Königsberg. 
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Bezirks⸗ 
Steuerinſpektoren, 
Ober⸗Kontrolebeamte 
I. Klaſſe. 


12 


Haupt» reſp. 


Bezirksſteuerämter. 


2. 


Ober⸗Kontrolebeamte 


II. Klaſſe. 


3. 


Ober-Kontrolebeamte 


III. Klaſſe. 


4. 


V. — — — — U —— . — 


I. Erfurt 


II. Weimar 


III. Meiningen 


IV. Altenburg 


V. Gotha 


VI. Rudolſtadt 


VII. Gera 


Ib: 
15 
2. 
7. 


or 


Erfurt 
Arnſtadt 
Weimar 


Camburg 


. Meiningen 
10. 


Coburg 


Altenburg 


Gotha 


3. Eiſenach 


x Rudolſtadt 


6. Saalfeld 


14. 
125 
Weida 


Gera 
Greiz 


Aruſtadt 


Suhl 


Jena 


Coburg 


Altenburg 


Eiſenach 


Saalfeld 


Schleiz 
Greiz 
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Erfurt 


Ziegenrück 


Weimar 


Meiningen 


Hildburghauſen 


Altenburg 
Roda 


Gotha 


Königſee 


Gera 
Weida 
Schleiz 


